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Als dieTaliban inAfghanistan die
Macht übernahmen,wurden For-
derungen nach der Aufnahme
von Flüchtlingsgruppen laut.
Justizministerin Karin Keller-
Sutter wies diese zurück und
erklärte, es lägen noch keine
entsprechenden Gesuche vor.
Das hat sich in der Zwischenzeit
geändert: Wie das UNO-Flücht-
lingshilfswerk UNHCR auf An-
frage bestätigt, hat es die
Schweiz – wie andere Staaten –
nun offiziell um die Aufnahme
von afghanischen Flüchtlingen
ersucht. Ein entsprechendes
Schreiben sandte Filippo Gran-
di, derUNO-Hochkommissar für
Flüchtlinge, an Aussenminister
Ignazio Cassis. Das Aussende-

partement konnte den Eingang
des Schreibens vorerst nicht
bestätigen.

Justizministerin Karin Keller-
Sutter dürfte heute imNational-
rat darauf angesprochenwerden:
Der Rat führt da heute eine Son-
derdebatte zu Afghanistan. Be-
reits einsehbar sind die schrift-
lichen Stellungnahmen des
Bundesrats zu den dringlichen
Interpellationen, die in der De-
batte behandelt werden. Darin
zeigt sich die Regierung zurück-
haltend. Allerdings schliesst sie
nicht aus, das Resettlement-Kon-
tingent zu erhöhen, also zu-
sätzliche Flüchtlingsgruppen
aufzunehmen. Resettlement –
die Neuansiedlung – ermöglicht

besonders verletzlichen aner-
kannten Flüchtlingen, aus einem
Erstzufluchtsland in ein Dritt-
land zu reisen.

Nur international
koordiniert
Eine allfällige Erhöhung des
Kontingents müsste Teil einer
international koordiniertenAuf-
nahmeaktion sein, schreibt der
Bundesrat. Um solche Aktionen
geht es an einervon derEU-Kom-
mission organisierten Resettle-
ment-Konferenz am 7. Oktober,
an der auch die Schweiz teil-
nimmt. Der Bundesrat schreibt,
er werde an der Konferenz die
vorgebrachten Ersuche des
UNHCRprüfen.Massgebend für

den Entscheid sei der dringende
humanitäre Bedarf, der sich aus
der aktuellen Situation ergebe.

Die Schweiz würde das Kon-
tingent also allenfalls für Flücht-
linge erhöhen, die Afghanistan
neuverlassen, aber eher nicht für
die Übernahme von Flüchtlin-
gen, die sich schon seit Jahren in
den Nachbarländern Afghanis-
tans aufhalten.

Seit derMachtübernahme der
Taliban gab es bisher keine grös-
seren Fluchtbewegungen ausAf-
ghanistan. In den Nachbarlän-
dern warten jedoch mehr als
100’000 afghanische Flüchtlinge
auf einen Resettlement-Platz.

Für die Jahre 2022/23 hat der
Bundesrat im Frühling ein Kon-

tingent von 1600 Flüchtlingen
beschlossen.Bereits im aktuellen
Resettlement-Programm nahm
die Schweiz afghanische Flücht-
linge aus der Türkei auf; in den
kommenden Jahrenwill derBun-
desrat einen Fokus auf diese
Gruppe legen.Weitere prioritäre
Erstasylländer sindÄgypten und
Libanon.

Mehr Geld für
humanitäre Hilfe
Der Bundesrat weist in seinen
Stellungnahmen auch auf die zu-
sätzlichen Beiträge in der Höhe
von 33 Millionen Franken hin,
die er Anfang September be-
schlossen hat. Bis Ende 2022
sind insgesamt rund 60 Millio-

nen Franken für die humanitäre
Hilfe in Afghanistan und in der
Region vorgesehen.

Die Zahl der Asylgesuche von
afghanischen Staatsangehörigen
ist 2021 leicht angestiegen und
könnte laut dem Bundesrat mit-
tel- und längerfristig weiter
steigen. Zurzeit gebe es jedoch
keine Anzeichen für eine Migra-
tionskrise ähnlich wie jene von
2015. Der Bundesrat sieht auch
keinen Anlass, wegen der Ent-
wicklungen in Afghanistan das
Asylgesetz beziehungsweise die
Asylpolitik anzupassen. Der Na-
tionalrat wird debattieren, aber
keine Entscheide fällen.

Charlotte Walser

UNO bittet Schweiz um Aufnahme von afghanischen Flüchtlingen
Vor Afghanistan-Debatte im Nationalrat Justizministerin Karin Keller-Sutter nimmt heute zur Forderung Stellung.
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Eswird inzwischen öfterumsBe-
suchsrecht gestritten als geschie-
den.Das belegen Zahlen derKon-
ferenz für Kindes- und Erwach-
senenschutzunddesBundesamts
für Statistik. In den letzten Jah-
ren haben die Beistandschaften,
die zugezogenwerden,wennBe-
suchsrechte nicht funktionieren,
stark zugenommen. 2015 waren
es 11’413, fünf Jahre später bereits
16’881. Letztes Jahr liessen sich
16’210 Paare scheiden.

Diese Zahlen zeigten eine
gesellschaftliche Entwicklung,
die die Politik ernst nehmen
müsse, sagt FDP-Nationalrat
Andri Silberschmidt: «Sonst ex-
plodiert dieser Kessel aber bald
einmal richtig.»

Ebendiese Streitigkeiten zu-
lasten des Kindes hätten unter
anderem mit der Revision des
Unterhaltsrechts 2017 verhindert
werden sollen. Bundesrat und
ParlamentwolltenAnreize schaf-
fen, damit sich Paare durch die
Trennung und Scheidung die
Erwerbsarbeit und die Kinder-
betreuung teilen. Im vergange-
nen Herbst sprach sich zudem
das Bundesgericht in zwei Ur-
teilen klar für die alternierende
Obhut aus, bei der sichVater und
Mutter die Kinderbetreuung tei-
len: Diesemuss gewährtwerden,
wenn nicht konkrete, plausible
Gründe dagegensprechen.

Keinen Kontakt zumVater
oder zurMutter
In der Praxis sieht die Situation
allerdings anders aus. Eine
Studie der SchweizerischenVer-
einigung für gemeinsameEltern-
schaft vom Mai dieses Jahres
zeigt, dass in der Schweiz noch
immer rund 13’000 Trennungs-
und Scheidungskinder leben, die
keinen Kontakt mehr zu einem
Elternteil haben; das sind un-
gefähr zehn Prozent aller betrof-
fenen Kinder. Dieser Sachverhalt
stehe «in scharfem Kontrast zur
landläufigen Meinung, dass
Trennungs- und Scheidungs-
kinder zumindest jedes zweite
Wochenende beim minderbe-
treuenden Elternteil – in etwa
90 Prozent der Fälle demVater –
verbringen», heisst es.

Die Untersuchung kommt
zumSchluss, dass abwechselnde
Betreuung der Kinder im Alltag

in der Gerichtsrealität sehr viel
restriktiver verfügt wird, als es
die Leitplanken des Bundes-
gerichts verlangen. Zu oft gelin-
ge es dem hauptbetreuenden
Elternteil, Konflikte zu schüren,
damit ihm die alleinige Obhut
zugesprochenwerde. Je weniger
Zeit der minderbetreuende

Elternteil zur Verfügung habe,
desto wahrscheinlicher sei der
nachfolgendeKontaktabbruch zu
seinem Kind.

Hier möchte Silberschmidt
nun ansetzen. «Wirwissen nicht
genau,wie die Gerichte entschei-
den und ob sie sich dabei auf
Rechtsprechung des Bundes-
gerichts stützen oder diese aus-
blenden. Es fehlen schlicht die
Daten, um dies beurteilen zu
können», sagt er. Im Sommerhat
er sich intensiv mit dem Thema
befasst und war deswegen in
regem Austausch mit dem Eid-
genössischen Justiz- und Polizei-
departement.Das Resultat seiner
Abklärungen ist ein Postulat, das
er zusammen mit Yvonne Feri
von der SP, die zugleich Präsi-
dentin der Stiftung Kinderschutz
Schweiz ist, noch diese Woche
einreichen wird. Silberschmidt
und Feri wollen in ihrem Vor-

stosswissen,wie häufig Formen
alternierender Obhut angeord-
net wurden – und zwar in abso-
luten Zahlen, in strittigen Fällen
und imVerhältnis zurGesamtzahl
der Scheidungs- undTrennungs-
urteile, in denen minderjährige
Kinder betroffen sind.

Geringeres Armutsrisiko
mitWechselmodell
Darüber hinaus fordern sie
Angaben zum Alter der Kinder,
den Anträgen der Eltern und
zum Verhältnis zwischen den
BetreuungsanteilenderVäterund
Mütter. Je nach Ergebnissen
könnte das Parlament erwägen,
die alternierende Obhut gesetz-
lich zu verankern. Bei der Re-
vision des Unterhaltsrechts hat-
te es sich zusammen mit dem
Bundesrat dagegen entschieden.
Silberschmidt bat denBundesrat
bereits vor einem JahrumZahlen

zudenAnträgen füreine alternie-
rende Obhut und strich in seiner
Interpellation die Vorteile des
Wechselmodells hervor: Wenn
beide Eltern die Obhut hätten,
könnten auch beide arbeiten.
Dadurch reduziere sich das
Armutsrisiko der Kinder um ein
Vielfaches.

Der FDP-Nationalrat betont
aber, dass das Kindeswohl im
Zentrum stehen müsse. «Wenn
zum Beispiel Alkoholprobleme
oder Drogen im Spiel sind oder
andere belastende Lebenssitua-
tionen, dann kann eine alleinige
Obhut die bessere Lösung sein»,
sagt er.

Der Bundesrat vertröstete
Silberschmidt damals mit der
Antwort: «Da es in der Schweiz
keine nationale Statistik zur Jus-
tiz gibt, hat der Bundesrat keine
Kenntnis über solche Kennzah-
len.» Nun hofft der Freisinnige

auf eine grössere Kooperations-
bereitschaft. «Denn um eine
gemeinsameDiskussionsgrund-
lage zu haben, braucht es drin-
gend eine Datenbasis.»

Getrennte Eltern teilen Kinderbetreuung selten
Streit um Sorgerecht Das Bundesgericht hat die alternierende Obhut zur Regel gemacht. Doch in der Praxis
halten sich die Gerichte nicht oft daran. Das Problemwird nun im Parlament thematisiert.
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13’000 Trennungs- und Scheidungskinder in der Schweiz haben zu einem Elternteil keinen Kontakt mehr. Foto: Plainpicture

«Wir wissen nicht,
wie die Gerichte
entscheiden und ob
sie sich dabei auf
Rechtsprechung
des Bundesgerichts
stützen.»
Andri Silberschmidt
FDP-Nationalrat
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Corona Das Impftempo in der
Schweiz ist laut den Experten des
Bundes immer noch zu niedrig.
Unterdessen kauft die Eid­
genossenschaft 150’000 Dosen
des Impfstoffs von Johnson &
Johnson gegen das Coronavirus.
58 Prozent derBevölkerung seien
vollständig geimpft, sagte Virgi­
nie Masserey, Leiterin Sektion
Infektionskontrolle im Bundes­
amt für Gesundheit (BAG), ges­
tern vor den Medien in Bern.

Neu werden auch die Perso­
nen als vollständig geimpft be­
urteilt, die von Covid genesen
sind und eine Impfdosis erhalten
haben. Die Zahlen des Bundes
wurden entsprechend angepasst.
Nach dieser Rechnung sind laut
Masserey 66 Prozent aller über
12­Jährigen komplett geimpft.

Ungeimpfte in den Spitälern
«Das ist immer noch zu wenig,
um eine genügende Immunisie­
rung bis imWinter zu erreichen»,
sagte sie.Die aktuelle ruhige epi­
demiologische Lage sei der ideale
Zeitpunkt, sich impfen zu lassen.
Die Belegung der Spitäler geht
laut dem Bund zwar allmählich
zurück.Doch es könne raschwie­
der kritischwerden.Masserey er­
innerte daran,dass zurzeit vor al­
lem ungeimpfte junge Personen
in den Spitälern liegen.

Um das Impfprogramm vor­
anzutreiben kauft die Schweiz
150’000DosendesWirkstoffsvon
Johnson & Johnson. Das Vakzin
soll diese Woche geliefert und
nächste Woche an die Kantone
verteiltwerden,wieGesundheits­
ministerAlain Berset auf Twitter
mitteilte. Der vektorbasierte
Impfstoff ist in der Schweiz für
Personen gedacht, die aus medi­
zinischen Gründen nicht mit ei­
nemmRNA­Impfstoff vonPfizer/
Biontech oder Moderna geimpft
werden können oder wollen. Er
steht laut dem Bund aber auch
anderen Impfwilligen zur Ver­
fügung.Die EidgenössischeKom­
mission für Impffragen (Ekif) und
dasBAGempfehlenden Impfstoff
allen Personen ab 18 Jahren.Aus­
genommen sind Schwangere und
Personen mit Immundefiziten.
Diesen empfehlen die Behörden
weiterhin einen der beiden
mRNA­Impfstoffe. (sda)

Impftempo noch
zu niedrig – neuer
Impfstoff bereit

Übergangslösung Der Nationalrat
hat eine Verlängerung der CO2­
Reduktionsziele bis Ende 2024
beschlossen. Nach demNein des
Stimmvolks zum neuen CO2­Ge­
setz laufen die Verminderungs­
ziele Ende 2021 aus. Ab 2022
wären diese somit weggefallen.
Der Nationalrat hat das Bundes­
gesetz über die Reduktion von
CO2­Emissionen gestern mit 143
zu 53 Stimmen angenommen.
Einzig die SVPstimmte geschlos­
sen dagegen, weil ihr Antrag für
einen tieferen Kompensations­
aufschlag auf Treibstoffe nicht
angenommen wurde. Die Vorla­
ge geht an den Ständerat. Nach
demNein derStimmbevölkerung
sollen diejenigen Massnahmen
imgeltendenCO2­Gesetz verlän­
gert werden, die unbestritten
sind. DerNationalrat sprach sich
für die Fortführung des Status
quo aus und wies zusätzliche
Begehren ab, die entweder eine
VerschärfungodereineEntschär­
fungderVorlageverlangten. (sda)

Nationalrat
verlängert CO2-
Reduktionsziele

Er erhielt 206 von 208 Stimmen: Stefan Blättler, neuer Leiter der Bundesanwaltschaft, nach Bekanntgabe seiner Wahl an einer Medienkonferenz im Bundeshaus. Foto: Keystone

Thomas Knellwolf

Über ein Jahr funktionierte die
Schweiz ohne Bundesanwalt. Im
Bundeshauswar gesternMorgen
trotzdem Erleichterung zu spü­
ren, als dieVereinigte Bundesver­
sammlung endlich zurWahl von
Stefan Blättler schreiten konnte.
Diese Erleichterung nach einem
turbulenten und langwierigen
Auswahlverfahren schlug sich
auch im Resultat, einem Glanz­
resultat, nieder: Mit 206 von 208
gültigen Stimmen gewähren
National­ und Ständerat dem
langjährigenKommandanten der
Berner Kantonspolizei einen
grossen Vertrauensvorschuss.
Und sie übertragen dem 62­jäh­
rigen Juristen schwierige Auf­
gaben. Hier eine Übersicht.

—Die Schockstarre
überwinden
DieAffäre um die Geheimtreffen
von Blättlers Vorgänger Michael
Lauber mit Fifa­Chef Gianni
Infantino hat die Bundesanwalt­
schaft (BA) gelähmt – insbeson­
dere seit Laubers Rücktritts­
ankündigung im Juli 2020. Die
Behörde wirkte seither etwas
führungslos. Interimistisch ha­
ben die beiden stellvertretenden
Bundesanwälte RuediMontanari
und Jacques Rayroud den Chef­
posten übernommen.

Während des Interregnums
wurden bislang kaum grössere
Fälle angepackt. Die einzigen
Eröffnungen internationalerVer­
fahren, die der BA eine Medien­
mitteilung wert waren, betrafen
Korruptionsvorwürfe im Erdöl­
handel in Ecuador und einen
mutmasslichen schweizerisch­
deutschen Sanierungsbetrug.

Blättlers wichtigste Aufgabe
deshalb:ErmussdieSchockstarre

derBAüberwinden.Denn sie hat
nur dann eine Daseinsberechti­
gung, wenn sie komplexere For­
men organisierter Kriminalität,
von Terrrorismus, Spionage so­
wie Geldwäscherei und Korrup­
tion erfolgreich bekämpfen kann.

—Endlichwieder
kommunizieren
Eine Schockstarre lässt sich auch
derKommunikationderBAattes­
tieren.Seit derAffäre umdie Fifa­
Geheimtreffen, in die Informa­
tionschefAndréMartyverwickelt
war, blieb die Behörde in der
Öffentlichkeit defensiv. Selbst in
Fällen, die überhaupt nichts mit
Korruption imWeltfussball zu tun
hatten, kommunizierte dieMedi­
enstelle oft äusserst zurückhal­
tend. Der begnadete Kommuni­
katorLauberwehrte sich anfangs
energisch und tauchte dann ab;
Ex­TV­Journalist Marty verab­
schiedete sich in Richtung SBB.

Stefan Blättler kann nun die
Informationschefstelle nach sei­
nem Gusto besetzen und damit
sowie mit eigenen Auftritten die
Aussenwahrnehmung der BA
verbessern.

Bei seinemerstenGangvordie
Bundeshausmedien imAnschluss
an seineWahl blieb Blättler noch
zurückhaltendundbedankte sich
dreisprachig für das Vertrauen
des Parlaments. Er wolle zuerst
mit allen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern reden, bevor er sich
öffentlich auf einenKurs festlege,
sagte er.Dann zitierte ernoch aus
der «Vision» der BA: «Wir setzen
uns dafür ein, dass sich Ver­
brechen nicht lohnen.»

—Den Überbau abbauen
Blättler kann gleich noch eine
zweite Schlüsselposition beset­
zen.AuchderPostendesGeneral­

sekretärs oder der Generalse­
kretärin ist ausgeschrieben, eine
zentrale Position in der BA, denn
der Überbau ist zuletzt stark
angewachsen. Von den rund
250Mitarbeiterinnen undMitar­
beitern ist rund ein Drittel im
Generalsekretariat tätig.

Derweil beklagen sich Staatsan­
wältinnen und Staatsanwälte
über zu wenig Ressourcen. Die
Aufsicht überdie Bundesanwalt­
schaft (AB­BA) teilt ihre Sorgen:
Sie hat demneuenBundesanwalt
«für das Generalsekretariat eine
Verzichtsplanung» zugunstender
operativen Bereiche empfohlen.

—Den Fussball-Komplex
abschliessen
Auch der neue Bundesanwalt
muss sich mit der Korruption im
Weltfussball herumschlagen.Die
Anschuldigungenzum«Sommer­
märchen»­Fall um undurchsich­
tige ZahlungenvorderWeltmeis­
terschaft 2006 in Deutschland
sind zwarwegenVersäumnissen
des Bundesstrafgerichts und
der Corona­Pandemie verjährt.
Ex­Fifa­Generalsekretär Jérôme
Valcke hingegen wurde der Ur­
kundenfälschung schuldig ge­
sprochen. Er hat dasVerdikt aber
weitergezogen.

Mit Spannung erwartet wird
einemöglicheAnklage von Sepp
Blatter und Michel Platini. Der

Ex­Fifa­ und ebenso derEx­Uefa­
Präsidentwehren sich energisch
gegen Vorwürfe rund um eine
2­Millionen­Zahlung. An ihrem
Fall dürfte sich entscheiden, ob
die Fussballermittlungen als
Erfolg oder als Fehlschlag in die
Geschichte der Schweizer Justiz
eingehen.

— Im Finanzsektor aufräumen
DerneueBundesanwalt erbt auch
Fälle, in denen gegen Grossban­
ken ermitteltwurde oderwird: In
den nächstenMonaten kommt es
vordemBundesstrafgericht zum
juristischen Showdownumeinen
«Drogenkönig» aus Bulgarien,
für den die Credit Suisse Geld
gewaschen haben soll. Auch die
UBS ist im Visier der BA, im
Zusammenhang mit Geschäften
eines mutmasslich korrupten
jemenitischen Ex­Präsidenten.
Beide Grossbanken wehren sich
gegen die Vorwürfe.

Erfolgreichwar die BAzuletzt
in internationalen Korruptions­
affären, in denenmit harten Ban­
dagen weitergekämpft wird. So
fechten sowohl der ukrainische
OligarchMykolaMartynenko als
auch ein Banker der Zürcher
Goldküste, der für einen ehema­
ligen griechischenVerteidigungs­
minister Geld gewaschen haben
soll, ihre Verurteilungen an.

ImFinanzbereichmuss die BA
weiterhin die ganz grossenPlayer
anpacken, soweit es die gesetz­
lichen Bestimmungen zulassen.
Das Geldwäschereigesetz greift
aber immer noch nicht in allen
Bereichen, zumBeispiel nicht bei
Anwälten oder Treuhändern.

—Die Mafia ins Visier nehmen
Von eher laxen Schweizer Geset­
zenprofitiert auchdieMafia.Dies
führte dazu, dass die Strafverfol­

ger in der Schweiz lebende Mafi­
osi nicht hier, sondern in Italien
verhaften liessen. Denn dort er­
warten sie höhere Strafen. Die
Bundeskriminalpolizei hat in jün­
gerer Zeit ihre Ermittlungen ge­
gen das organisierte Verbrechen
aus Italien intensiviert. Unter
BlättlerkönntedieBAnachziehen.

—Wachsam bei Terroristen
und Kriegsverbrechern
Anders als diemeistenNachbar­
länder ist die Schweiz von al­Qai­
da und IS weitgehend verschont
geblieben.Terroristischmotivier­
teAngriffe inMorges und Lugano
haben aber gezeigt, dass es auch
hier zu solchenGewalttaten kom­
men kann. Die BA muss unter
Blättler wachsam bleiben und
sichweiterhin engmit Polizei und
Nachrichtendienst austauschen.
Dies gilt auch bei der Suche nach
Kriegsverbrechern,die sich in der
Schweiz niederlassenwollen.

—MehrHärte bei Spionen
Bei illegalem Nachrichtendienst
nimmt die BA oft Rücksicht auf
aussenpolitische Interessen.Zum
Teilmuss sie das tun,weil ihr der
Bundesrat die Ermächtigung für
Ermittlungennicht erteilt, teils tut
sie dies aus eigenemAntrieb oder
invorauseilendemGehorsam.So
liess die BA zwei mutmassliche
Spione aus der türkischen Bot­
schaft in Bern entwischen, die
eine Entführung eines Zürcher
Geschäftsmanns geplant hatten.

—Keine neuen Altlasten
Michael LaubersVerdienstwares,
dass er viele uralte Fälle der BA
vorantrieb und abschloss. Sein
Nachfolger muss nun dafür sor­
gen, dass keine neuen Altlasten
entstehen. Wirtschaftsverfahren
sind hier besonders gefährdet.

Woder Bundesanwalt anpackenmuss
Stefan Blättlers Knacknüsse Mit Glanzresultat wird der Berner Polizeichef
oberster Strafverfolger des Bundes. Nun warten gewaltige Herausforderungen.

Der neue
Bundesanwalt erbt
auch Fälle, in denen
gegen Grossbanken
ermittelt wird.


